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Soziale Sicherheit
Grundsätze Sozialversicherung

Die GPA-djp bekennt sich zur Sozialversicherung als wesentlichem Kernelement des österreichischen Sozialsystems. Die Sozialversicherung ist entlang ihren Grundsätzen 
· Solidarische Finanzierung

· Pflichtversicherung 
· keine Riskenauslese

· Selbstverwaltung 
· Anspruchslohnprinzip

weiterzuentwickeln. 
Das österreichische System der Sozialversicherung ist eines der ältesten und bewährtesten. Das ihm zugrunde liegende Prinzip der Pflichtversicherung ist effizient und effektiv, weil es einen umfassenden Risikoausgleich gewährleistet und mit einem Bruchteil der Verwaltungskosten privater Versicherungssysteme funktioniert. . Die Selbstverwaltung als Garantin für Unabhängigkeit von staatlicher Verwaltung und hoher Versichertennähe,  bringt eine hohe Identifikation der SozialpartnerInnen und Versicherten mit „ihrer“ Sozialversicherung und hat dazu beigetragen, dass sich das System stabil entwickelt hat. Zurückdrängung von Scheinselbständigkeit, Durchsetzen von Ansprüchen 

Die Gebietskrankenkassen haben eine wesentliche Funktion in der Überprüfung und Zurückdrängung der Scheinselbständigkeit sowie die Überprüfung der korrekten Einstufung der Beschäftigten. In Zusammenarbeit mit den Krankenkassen konnten in den letzten Jahren bedeutende Erfolge bei der Zurückdrängung von Scheinselbständigkeit erzielt werden. Damit konnten arbeits- und sozialrechtliche Ansprüche der Beschäftigten durchgesetzt werden. 
Eine Abstimmung von steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen ist mitunter sinnvoll, aber es gibt sachliche Unterschiede, die aus unserer Sicht nicht beseitigt werden dürfen. Während im Steuerrecht das Zuflussprinzip angewandt wird, wonach nur zugeflossene Einkommen steuerpflichtig sind, gilt im Sozialversicherungsrecht das Anspruchsprinzip. Für den Anspruch auf SV Schutz kommt es darauf an, ob ein Anspruch besteht und nicht, ob das Entgelt in der Anspruchshöhe auch tatsächlich ausbezahlt wurde. 
Weiterentwicklung der SV-Struktur 

Die Struktur der Sozialversicherung ist historisch gewachsen und soll entsprechend geänderter Verhältnisse weiterentwickelt werden. Änderungen sind in manchen Bereichen notwendig und sinnvoll. Der große Vorteil der Pflichtversicherung besteht in der Gewährleistung einer großen Versichertenzahl, in der Risikodurchmischung und der Versicherung wachsender und schrumpfender Branchen in einer Versichertengemeinschaft. 
Ziele einer Weiterentwicklung sind ausreichend große Versichertengemeinschaften, die einen guten Ausgleich zwischen verschiedenen Risken ermöglichen, ohne dass dabei die Versichertennähe reduziert wird. Außerdem muss es das Ziel sein, ein einheitliches Leistungsrecht auch zwischen Landesträgern (Gebietskrankenkassen), das es schon weitgehend gibt, umzusetzen ohne dabei Leistungen zu kürzen. 
Unabhängig von der Anzahl der Träger muss sichergestellt werden, dass in jenen Trägern, die ArbeitnehmerInnen versichern, auch künftig die ArbeitnehmerInnen die Mehrheit der VersicherungsvertreterInnen stellen. Ein schleichendes Zurückdrängen der Selbstverwaltung durch Auslagerung von Einrichtungen in Kapitalgesellschaften in denen die Selbstverwaltungsmitglieder in einer Aufsichtsratsfunktion zurückgedrängt werden, lehnt die GPA-djp entschieden ab. 

Die GPA djp bekennt sich zum Prinzip der Selbstverwaltung und zur Vielfalt der Träger in der Sozialversicherung. Es wäre ein populistischer Trugschluss, dass das System automatisch umso effizienter ist, je geringer die Anzahl der Sozialversicherungsträger ist. Diese versichertennahe Form der Selbstverwaltung kann rascher und unbürokratischer als staatliche Behörden reagieren. 
Eigene Einrichtungen

Neben der Verwaltung erbringt die Sozialversicherung auch viele Leistungen in ihren eigenen Einrichtungen, die für Gesundheit und Vorsorge unerlässlich sind. Die GPA-djp erachtet die eigenen Einrichtungen der Sozialversicherung als wesentliches Leistungselement. Diese sind für die versichertennahe Versorgung unerlässlich und besitzen wichtiges Know-how, das für eine moderne und leistbare Versorgung der Versicherten nötig ist. Die eigenen Einrichtungen sollen auch künftig im Eigentum der Versicherten bleiben und in deren Interesse betrieben werden. Eine Privatisierung lehnt die GPA-djp dezidiert ab.
Forderungen 

Die GPA-djp und ihre FunktionärInnen setzen sich dafür ein, dass bei Weiterentwicklung der Sozialversicherung die Grundprinzipien Solidarische Finanzierung, keine Riskenauslese, Selbstverwaltung, keine Privatisierung der eigenen Eirichtungen eingehalten werden. 
Um die Kompetenz und Qualität der Selbstverwaltung auszubauen, beteiligt und fördert die GPA-djp Schulungs- und Ausbildungsmaßnahmen sowie Netzwerkmöglichkeiten für die Selbstverwaltungsmitglieder.
Die GPA-djp wird sich aktiv an Diskussionen über die Rolle der Selbstverwaltung, die zeitlichen Ressourcen für Selbstverwaltungsmitglieder, Fragen der Haftung etc. beteiligen. Im Zuge einer Weiterentwicklung der Sozialversicherung ist auch die künftige Rolle der Selbstverwaltung zu definieren – ein Modell Richtung „Aufsichtsratsmodell“ lehnen wir ab. 

Um ein einheitliche Weiterentwicklung des Dienstrechts und der Arbeitsbedingungen der Sozialversicherungsbeschäftigten zu ermöglichen, muss auf Arbeitgeberseite die KV-Hoheit beim Hauptverband bleiben. 
Sozialversicherungsschutz ist wesentlich. Die GPA-djp tritt dagegen ein, Entgeltbestandteile von der SV-Pflicht auszunehmen, da das die Finanzbasis der Sozialversicherung und das Ausmaß des Versicherungsschutzes untergräbt. 

Die Krankenkassen dürfen in ihrer Kompetenz zur Überprüfung der sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche (unselbständige Tätigkeit, Entgelthöhe) nicht eingeschränkt werden. 
Pensionen

Analyse

Die angeblich gefährdete Finanzierbarkeit des Pensionssystems steht immer wieder im Zentrum der politischen Debatte. Viele Menschen werden verunsichert, weil Ihnen von mehreren Seiten mit – durchaus widersprüchlichen – Botschaften vermittelt wird, das Pensionssystem sei zu teuer und werde in Zukunft keine existenzsichernden Pensionen mehr leisten können. Beide Behauptungen können widerlegt werden: Die Ausgaben für das öffentliche Pensionssystem sind in den letzten Jahrzehnten gestiegen, aber sie sind keineswegs explodiert. 1980 lagen die Ausgaben bei knapp 10%, und 2013 bei 11,8%. Wenn man die gesamten öffentlichen Pensionsausgaben inklusive aller BeamtInnenpensionen betrachtet, lagen diese 2013 bei 13,9% des BIP. Der Ageing Report der Europäischen Kommission prognostiziert bis zum Jahr 2060 einen Anstieg der Ausgaben der gesetzlichen Pensionsversicherung auf 13,4% des BIP während sich durch massive Veränderungen bei der Beschäftigtenstruktur die Pensionsaufwendungen für BeamtInnen im gleichen Zeitverlauf auf 0,9% des BIP vermindern werden. 
Entgegenzutreten ist auch der im Zuge der öffentlichen Finanzierungsdebatte betriebenen Diskreditierung des Bundesbeitrages als Zuschuss zu einem „defizitären“ System. Richtig ist, dass durch die Einbeziehung von Steuermitteln eine bewusste Verbreiterung der Finanzierungsbasis erfolgt. Durch die Ausgestaltung des Bundesbeitrages als Ausfallshaftung wird darüber hinaus klargestellt, dass die Verantwortung für die Finanzierung der Pensionszahlungen aus dem öffentlichen System eine gesamtgesellschaftliche ist. Darüber hinaus ist festzuhalten, dass bei ArbeiterInnen und Angestellten der Eigenfinanzierungsgrad am höchsten ist und rund 80 % des Pensionsaufwandes durch Beitragszahlungen gedeckt sind. Deutlich geringere Deckungsquoten haben die Systeme der Bauern und Selbständigen. Bei diesen wird daher der Pensionsaufwand wesentlich stärker aus dem Steueraufkommen mitfinanziert. 

Die Neoliberalen sind Gegner des leistungsdefinierten Pensionskontos, weil es Eingriffe in die bereits zugesagte Pensionshöhe erschwert. Sie treten für ein beitragsdefiniertes Pensionskonto ein, bei dem kein bestimmtes Pensionsniveau garantiert wird und die Pensionshöhe nur durch die eingezahlten Beiträgen und die Lebenserwartung bestimmt wird. Bundesbeitrag und eine garantierte Leistungshöhe gäbe es dann nicht mehr. 
Seit 2010 wurde die Langzeitversichertenregelung in modifizierter Form ins Dauerrecht übernommen, die Parallelrechnung durch die Umstellung auf das Pensionskonto ersetzt und befristete krankheitsbedingte Pensionen durch Rehabilitationsgeld und Umschulungsgeld ersetzt. Bei der Langzeitversichertenregelung und Korridorpension wurden die Anspruchsvoraussetzungen verschärft.  

Forderungen
· Maßnahmenpaket zur Steigerung der Erwerbsbeteiligung älterer ArbeitnehmerInnen: Bonus-Malus-Regelung hinsichtlich der Beschäftigung Älterer; Verpflichtung der Unternehmen zur Etablierung alternsgerechter Arbeitsbedingungen sowie zu Betrieblicher Gesundheitsförderung

· Verbesserung der arbeitsweltbezogenen Prävention 
· Ausbau und finanzielle Absicherung von Angeboten der Rehabilitation, insbesondere im Bereich der psychiatrischen Rehabilitation
· Evaluierung und Fortsetzung des Projekts „Gesundheitsvorsorge aktiv“ in der PVA 

· Sicherstellung, dass im Zuge der beruflichen Rehabilitation das bestehende Qualifikationsniveau nicht unterschritten wird und kein Druck in Richtung Aufweichung des Berufsschutzes entsteht
· Anspruch auf berufliche Rehabilitation auch für Personen ohne Berufsschutz

· Einführung präventiver Rehabilitation bei drohender Arbeitsunfähigkeit und verpflichtende Inanspruchnahme von Leistungen von fit2work für Betriebe, welche die Arbeitsfähigkeit ihrer Beschäftigten beeinträchtigen

· Reform der Anspruchsvoraussetzungen für die Schwerarbeitspension, um einen realistisch erreichbaren Zugang zu dieser Pensionsart zu ermöglichen
· Erweiterung der Schwerarbeitsliste auch um Berufe mit psychisch schwer belastenden Tätigkeiten

· Bessere Bewertung von Kindererziehungszeiten sowie Präsenz-, Zivildienst, Hospizkarenz, Zeiten der Arbeitslosigkeit/Notstandshilfebezug

· Vergünstigung des Nachkaufs von Schul- und Studienzeiten
· Keine Anhebung des gesetzlichen Regelpensionsalters

· Keine frühere Angleichung des Frauenregelpensionsalters an jenes der Männer

· Angleichung der Pensionsversicherungsbeiträge von Selbständigen, Gewerbetreibenden, BäuerInnen an die Beitragssätze der ASVG-Versicherten

· Klares Bekenntnis zum bestehenden leistungsdefinierten Pensionskonto mit verbindlichen Aussagen zur künftig zu erwartenden Pensionshöhe und Absage an ein beitragsdefiniertes Pensionskontosystem, in dem die künftige Pensionshöhe völlig unberechenbar bliebe und ein erheblich niedrigeres Leistungsniveau zur Folge hätte

· Gewährleistung einer jährlich zu erfolgenden kaufkrafterhaltenden Pensionsanpassung sowie aliquote Pensionsanpassung bereits im folgenden Jahr nach Zuerkennung der Pension
· regelmäßige Valorisierung des Rehabilitationsgeldes. Derzeit wird das Rehabilitationsgeld bei Weitergewährungen nicht erhöht bzw. angepasst. Da die Betroffenen mitunter mehrjährig das Rehabilitationsgeld beziehen, bedeutet die Nichtanpassung einen Kaufkraftverlust. 

· Bei der Berechnung des Rehabilitationsgeldes sollten - wie bei der Pensionsberechnung - die zurückliegenden Erwerbseinkommen, die für die Bestimmung der Leistungshöhe herangezogen werden, aufgewertet werden, denn nur eine geringer Prozentsatz der Betroffenen wechselt direkt von einer Erwerbstätigkeit in den Rehabilitationsgeldbezug. Die Berechnung an einem nicht valorisierten mitunter lang zurückliegenden Einkommen ist sachlich und sozialpolitisch nicht gerechtfertigt. Als Mindestleistung steht jeweils die aktuelle Ausgleichszulage zu. 
· Durch die Zunahme der Teilzeitbeschäftigten in Verbindung mit der lebenslangen Durchrechnung entstehen neue Gefahren der Altersarmut. Die GPA-djp wird der Erarbeitung von Modellen gegen Altersarmut (insbesondere von Frauen) hohe Priorität einräumen. 

Gesundheitspolitik
Grundsätze
Die Gesundheit von Menschen hängt nicht alleine von deren Verhaltensweisen ab, sondern wird auch ganz wesentlich von sozialen, wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen bestimmt. Dabei dürfen vor allem Lebens- und Arbeitsbedingungen nicht ausgeklammert werden. Zunehmend wird jedoch versucht, den einzelnen Personen die alleinige Verantwortung für ihren Gesundheitszustand zu überantworten und die öffentliche Aufgabe zur Sicherung der Gesundheit einzuschränken. Die Politik darf sich hier nicht aus ihrer Verantwortung entziehen, sondern hat im Gegenteil die Strukturen und Rahmenbedingungen für eine hochwertige und allgemein zugängliche Gesundheitsversorgung zu gewährleisten. Ein wichtige Rolle dabei spielt auch die Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung durch lokaler Gesundheitsförderung mit den Schwerpunkten gesundheitlicher Chancengerechtigkeit und Entwicklung von Gesundheitskompetenz für jedes Lebensalter, ebenso wie die Sicherstellung gesunder Arbeitsbedingungen, mit Fokus auf die Reduzierung arbeitsbedingter psychischer Belastungen.

Die GPA-djp bekennt sich auch vor diesem Hintergrund klar zur sozialpolitischen Versorgungsfunktion der eigenen Einrichtungen der Sozialversicherungsträger. Diese arbeiten im öffentlichen Auftrag und sind nicht auf Gewinn ausgerichtet. Entscheidungen über die erbrachten Behandlungen erfolgen daher aus rein medizinischen Gründen. Sie sind Bestandteil des Kerngeschäfts der Sozialversicherung. In den Einrichtungen der Sozialversicherung erfolgt keine Risikoauslese.

Die GPA-djp besteht darauf, dass die Versorgung im Gesundheitssystem ohne soziale Hürden zugänglich ist. Eine Reform des Gesundheitssystems sollte eine ganzheitliche Planung und Steuerung des Systems zum Ziel haben, bei dem der maßgebliche Zahler, die Sozialversicherung, ein entsprechendes Gestaltungsrecht erhalten muss. 

Entwicklung seit 2010

Die letzten Jahre waren im österreichischen Gesundheitswesen dadurch geprägt, die finanzielle Situation der Krankenkassen zu stabilisieren. Im Zuge eines Sanierungskonzeptes wurde festgelegt, dass die Budgets für ÄrztInnen, Institute, Medikamente, Physiotherapie und Transporte nicht mehr so stark steigen wie in der Vergangenheit. Die Ausgaben für Arzneimittel, die früher zeitweise zweistellig gewachsen sind, waren 2013 sogar gleich hoch wie 2008 (ca. 3 Milliarden EUR). Allerdings hat sich hier bereits eine Trendwende ergeben, die maßgeblich auf die Preispolitik der Pharmaindustrie zurückzuführen ist. Die Krankenkassen haben es weitgehend geschafft, die laufende Gebarung ausgeglichen zu gestalten und eine Neuverschuldung zu vermeiden. Bedingt durch die hohe Arbeitslosigkeit, die wirtschaftliche Stagnation und steigende Ausgaben, v.a. im Bereich der Medikamente ist es den Krankenversicherungsträgern nicht mehr möglich, die Ausgaben aus den laufenden Einnahmen zu decken. Hier bedarf es rascher und effektiver Maßnahmen der Gegensteuerung, um die Versorgung zu sichern und die Finanzierbarkeit zu ermöglichen.
Ein weiteres bestimmendes Thema im Gesundheitsbereich war die Einführung der elektronischen Gesundheitsakte ELGA, deren Rechtsgrund​lage - das ELGA-Gesetz - 2012 im Nationalrat beschlossen wurde. Durch ELGA werden alle berechtigten Gesundheitsdienstleister in wichtige Gesundheitsinformationen ihrer PatientInnen Einsicht nehmen können, es besteht die Möglichkeit eines Widerspruchs („Opt-out“). So sollen vermeidbare Mehrfachuntersuchungen und damit verbundene Belastungen und Wartezeiten vermieden und die PatientInnensicherheit erhöht werden. 
Als sozialer Fortschritt ist die Übernahme der Kosten für Zahnspangen von Kindern und Jugendlichen bis zum 18. Geburtstag durch die Krankenkassen ab Juli 2015 zu verbuchen. 

Seit dem Inkrafttreten des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes besteht die Verpflichtung, "die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung zu beseitigen oder zu verhindern". Neue Arztpraxen bzw. neu gewählte Standorte müssen in barrierefreien bzw. barrierefrei adaptierten Räumlichkeiten eröffnet werden. Die Sicherstellung eines flächendeckenden barrierefreien Zugangs muss weiterhin als wichtiges Erfordernis gesehen werden.
Mit dem geplanten Arbeitszeitgesetz für ÄrztInnen dürfte sich der Arbeitsalltag im Spital - mit bis zu 72 Stunden pro Woche und darüber hinaus - entspannen. Mit dem Gesetz wird im letzten Moment die bereits seit 2003 bestehende EU-Arbeitszeitrichtlinie umgesetzt. Bis spätestens 2021 dürfen auch ÄrztInnen nicht mehr als 48 Stunden pro Woche und 25 Stunden am Stück arbeiten. Bereits ab 2015 dürfen ÄrztInnen nur noch mit schriftlicher Zustimmung („Opt-out“) länger als durchschnittlich 
48 Stunden pro Woche arbeiten. Ab Mitte 2021 ist dann keine Wahlfreiheit mehr möglich, und die durchschnittliche Wochenarbeitszeit darf 48 Stunden generell nicht mehr übersteigen.
Forderungen (Bundesebene, sollen für ganz Österreich gelten)
· Beibehaltung der Pflichtversicherung. Ein umfassender solidarischer Risikoausgleich ist nur mit der Pflichtversicherung möglich.

· Zahnersatz und Psychotherapie müssen  auf Krankenschein möglich sein. Insbesondere bei der Psychotherapie ist darauf zu achten, dass genügend Plätze zur Verfügung stehen und Menschen mit großem Problemdruck nicht mit langen Wartelisten bei zu wenigen Plätzen konfrontiert werden. Die dafür notwendige Finanzierung ist den Krankenkassen zur Verfügung zu stellen. 
· Für die Gesundheitsbetreuung von Menschen mit besonderen Bedürfnissen sollen auch ältere Praxen und Therapieräumlichkeiten möglichst flächendeckend barrierefrei zugänglich sein.
· Auf Grundlage der Einigung zwischen Sozialversicherung und Ländern zur Finanzierung von Reha-Zentren für Kinder, ist deren Ausbau rasch umzusetzen
· Die Sicherung der Rechte der Beschäftigten im Gesundheitssektor ist der Garant für die Qualität des Gesundheitswesens. Sie müssen fair entlohnt werden und adäquate Arbeitsbedingungen vorfinden.

· Stärkung des Solidarausgleiches zum Ausgleich struktureller Nachteile zwischen den verschiedenen Versicherungsträgern.

· Die Tendenz zur Zweiklassenmedizin durch die Nutzung der Infrastruktur öffentlicher Spitäler und die bevorzugte Behandlung von privat zusatzversicherten PatientInnen zurückdrängen. 
·  Einzelner Pharmakonzerne setzen bei neuen und innovativen Medikamenten auf eine exzessive Preispolitik und Vermarktungsstrategien. Dies überfordert die Leistungsfähigkeit der sozialen Krankenversicherung. Die Preise für "erstattungsfähige" Medikamente müssen auf ein der Versichertengemeinschaft der sozialen Krankenversicherung zumutbares, dem Prinzip der Solidarität entsprechendes Ausmaß begrenzt werden.
Bezüglich der Gesundheitsreform ist auf folgende Punkte Bedacht zu nehmen:

· Stärkung der Primärversorgung in Österreich (durch Primärversorgungseinrichtungen  die HausärztInneninsofern ergänzen, als sie längere Öffnungszeiten aufweisen und mehrere Gesundheitsberufe (zB Pflege, aber auch Sozialarbeit) gemeinsam anbieten Dadurch soll schrittweise Entlastung von Spitalsambulanzen erfolgen.
· Gemeinsame Planung und Finanzierung des Gesundheitssystems durch Bund, Länder und Sozialversicherungen, um Finanzierbarkeit des österreichischen Gesundheitssystems nachhaltig zu sichern.
Finanzierung
· Nein zu Kopfprämien. Das Gesundheitswesen soll hauptsächlich durch einkommensabhängige Beiträge und Steuern finanziert werden. Keinesfalls dürfen die Beiträge vom individuellen Krankheitsrisiko abhängig gemacht werden.

· Keine weitere Belastung der Krankenversicherungen mit neuen kassenfremden Leistungen ohne Ausgleichsmaßnahmen.
· Keine weiteren allgemeinen Selbstbehalte sowie deutliche Reduzierung genereller Selbstbehalte wo sie derzeit bestehen und keine Steuerungsfunktion haben (Spitalstagesgeld, Hörgeräte und andere medizinische Hilfsmittel), weil diese eine sozial unverträgliche und verwaltungsaufwendige Finanzierungsquelle sind. 

· Stärkere Steuerfinanzierung des Gesundheitssystems, vor allem zur Abdeckung versicherungsfremder Leistungen (z.B. Wochengeld)

· Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage bei gleichzeitiger Weiterentwicklung des Leistungsumfanges 
· Sozialversicherungszuschlag auf Kapitaleinkommen. Ziel ist, dass Sozialversicherungsbeiträge nicht nur für Arbeitseinkommen geleistet werden müssen.

· Erhöhung der Verzugszinsen bei Beitragsschulden der ArbeitgeberInnen. Verrechnung von Mahngebühren als Ersatz für die zusätzlichen Verwaltungsaufwendungen.

Pflege und Betreuung

Entwicklungen seit 2010

Zur Situation im Pflege- und Betreuungsbereich muss für die vergangenen Jahre eine ambivalente Bilanz gezogen werden. Einerseits erfolgten begrüßenswerte Entwicklungen bei der Verwaltung und für die Angehörigen. Gleichzeitig wurden Geldleistungen für Pflegebedürftige kaum valorisiert und der Zugang zu Pflegeleistungen erschwert.
Einen klaren Erfolg der Gewerkschaften bedeutete die Einrichtung des Pflegefonds, dessen Dotierung nunmehr bis 2018 gesichert ist und mit welchem auch die Forderung nach einer Sozialmilliarde weitgehend umgesetzt werden konnte. Positiv zu werten ist auch die erfolgte Verwaltungsreform in der Pflege. Seit 1.1.2012 gibt es statt 300 Entscheidungsträgern nur mehr acht (auf Bundesebene). Die Erfüllung einer wichtigen Forderung der GPA-djp stellt die seit 1.1.2014 für ArbeitnehmerInnen bestehende Möglichkeit der Vereinbarung einer Pflegekarenz (unter Wegfall des Arbeitsentgeltes) oder einer Pflegeteilzeit (gegen aliquoten Entfall des Arbeitsentgeltes) dar. In dieser Zeit wird Pflegekarenzgeld ausbezahlt. 
Grundsätzlich positiv ist, dass ab 1.1.2016 alle PflegegeldbezieherInnen jeden Monat ein um 2 % höheres Pflegegeld erhalten werden. Diese Valorisierung wird allerdings für Menschen in den Stufen 
1 und 2 de facto nicht spürbar sein. Zudem wird in diesen Stufen der Zugang erheblich verschärft. Schon 2011 wurde der Pflegebedarf der Stufen 1 und 2 von über 50 auf über 60 Stunden bzw. von über 75 auf über 85 Stunden erhöht. Ab 1.1.2015 gelten für Neuanträge schon wieder geänderte Stundenwerte: Stufe 1 statt über 60 nun über 65 Stunden Pflegebedarf, Stufe 2 statt über 85 nun über 95 Stunden Pflegebedarf. Die regelmäßige Verschlechterung des Zugangs zu den Pflegegeldstufen 1 und 2 trifft vor allem ältere PensionistInnen, deren Pflegebedarf so immer später anerkannt wird.

Forderungen
Es soll Pflegebedürftigen so lange wie möglich die Chance geboten werden, zu Hause in gewohnter Umgebung gepflegt zu werden. Daher muss der Aushöhlung mobiler Dienste durch Arbeitsverdichtung für die ArbeitnehmerInnen und der Erschwerung des Zugangs zu Pflege- und Betreuungsleistungen entschieden entgegen getreten werden.
Pflegebedürftige und Angehörige

· Es soll von weiteren Verschärfungen des Zugangs zu Pflege- und Betreuungsleistungen Abstand genommen werden.

· Regelmäßige Valorisierung des Pflegegeldes
· Um die Finanzierung der Pflege und Betreuung nachhaltig zu sichern reicht es nicht, alle zwei Jahre den Pflegefonds zu verlängern, es muss vielmehr generell eine höhere Finanzierungsbasis aus dem allgemeinen Steueraufkommen generiert werden.

· Vollständige Abschaffung des Angehörigen-Regresses und Ersatz dieser Mittel durch Wiedereinführung der Erbschafts- und Schenkungssteuer.

Beschäftigte
Durch die Kombination aus Teilzeitbeschäftigung und niedriger Entlohnung entstehen für viele Beschäftigte, vor allem Frauen, prekäre Verhältnisse. Viele Betroffene erhalten ein Einkommen und in der Folge Pensionen unter der Armutsgrenze! Daher:
· Berufsschutz für Pflege- und Betreuungskräfte.

· Anhebung der Löhne/Gehälter in den Kollektivverträgen im Sozial- und Gesundheitsbereich.

· Abschaffung der Selbständigkeit bei der 24-Stunden-Betreuung, weil diese in Wirklichkeit eine Scheinselbständigkeit darstellt, mit der Folge, dass weder das Arbeitszeitrecht noch das kollektivvertragliche Mindestentgelt zur Anwendung kommen. 24-Stunden-Betreuungskräfte sollen bei zertifizierten Trägervereinen beschäftigt sein.
Arbeitsmarktpolitik 
Analyse und Entwicklungen seit dem letzten Bundesforum

Der österreichische Arbeitsmarkt hat sich nach der Krise 2009 zwar rasch erholt, vor allem das Instrument der Kurzarbeit hat dahingehend maßgebliche Wirkung gezeigt. Seit 2011 steigt die Arbeitslosigkeit jedoch stärker als die Beschäftigung und erreicht derzeit anhaltend Rekordwerte. Die kräftigsten Anstiege der Arbeitslosenraten  im Vergleich zum Jahr 2014 sind in den Gruppen der MigrantInnen (+18,9%), behinderter Personen (+16,3%) und über 50-Jähriger (+ 13,7%) zu verzeichnen. Der von Österreich über lange Zeit eingenommene erste Platz beim Vergleich der niedrigsten Arbeitslosenzahlen in der EU, insbesondere auch in puncto Jugendarbeitslosigkeit, wird zwischenzeitlich von Deutschland belegt. Kennzeichnend für die Entwicklung der Beschäftigung ist eine Stagnation bzw. Rückgang der Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse zugunsten einer stetigen Zunahme vorwiegend weiblicher Teilzeitbeschäftigung.

Die seitens der Bundesregierung gesetzten Schwerpunkte, die insbesondere auf die Beschäftigungsintegration älterer ArbeitnehmerInnen, Fachkräfteausbildung, Jugendbeschäftigungsgarantie und weiterer Förderung der Kurzarbeit abzielen, sind  zu begrüßen. Jedoch ist die Strukturentwicklung im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik kritisch zu sehen. Mit 1,395 Mrd. Euro ist die Dotierung für diesen Bereich im heurigen Jahr gleich hoch wie im Jahr 2014. Der unveränderte finanzielle Spielraum bei gleichzeitig größer werdendem Betreuungs- und Vermittlungsbedarf,  kommt de facto einer Kürzung  des AMS-Budgets gleich. Damit ist absehbar, dass notwendige Leistungen nicht oder nur unzureichend ausgebaut werden können und sich das Angebotsniveau verschlechtern wird. Einen Niederschlag der Mittelbeschränkung des AMS ist in Form von Einsparungen bei Kursen und Schulungen des AMS zu verzeichnen und hat in der Folge zu gravierenden Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen und auch Kündigungen im Erwachsenenbildungsbereich geführt.  

Eine Entspannung am Arbeitsmarkt ist nicht absehbar. Ein rasches und wirkungsvolleres Handeln, vor allem durch mehr Mittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik daher unerlässlich. Drängend ist insbesondere die Problematik der zunehmenden Arbeitslosigkeit Älterer. Zu Entschärfung braucht es endlich die Realisierung des bereits im Regierungsprogramm angekündigten Bonus-Malus-Systems und mehr Verpflichtung der Unternehmen zur Gewährleistung gesunder Arbeitsbedingungen. 

Neben den kurzfristig erforderlichen Schritten, ist auf nachhaltig wirksame Effekte für die Situation am Arbeitsmarkt abzuzielen. Dafür ist eine gerechtere Verteilung der vorhandenen Arbeit durch Arbeitszeitverkürzung unumgänglich.

Forderungen

· Anhebung der Nettoersatzrate beim Arbeitslosengeld mindestens auf 70% sowie regelmäßige Valorisierung der Leistungsbezüge in der Arbeitslosenversicherung und Ausdehnung der Mindestbezugsdauer des Arbeitslosengeldes auf 30 Wochen

· Keine Verschlechterungen der Zumutbarkeitsbestimmungen in der Arbeitslosenversicherung

· Streichung der vor allem Frauen benachteiligenden Anrechnung des PartnerInneneinkommens bei der Notstandshilfe und Entfall der PartnerInneneinkommens bei Wochengeldbezug im An-schluss an die Notstandshilfe

· Abgestufte Sanktionen anstatt einer Totalsperre des Arbeitslosengeldes bei Pflichtverletzungen seitens arbeitsloser Personen

· Zuverdienstregelung, die bei kurzfristiger Überschreitung der Geringfügigkeitsgrenze eine Leistungskürzung anstatt eines gänzlichen Wegfalls des Leistungsbezuges ermöglicht

· Aufstockung der Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik
· Bei öffentlichen Auftragsvergaben sind Entscheidungen nach dem Bestbieterprinzip zu treffen
· Maßnahmen zur besseren Integration älterer Menschen in den Arbeitsmarkt: wirkungsvoller Kündigungsschutz für Ältere, Bonus-Malus-Regelung zur Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen; Verpflichtung der Unternehmen zur Schaffung alternsgerechter Arbeitsbedingungen; Verpflichtende Inanspruchnahme der betrieblichen Beratung von fit2work für Unternehmen, deren Arbeitsbelastungen die Arbeitsfähigkeit ihrer Beschäftigten beeinträchtigen;

· Eine durch Beiträge der Unternehmen finanzierte Fachkräftemilliarde zur Förderung der Lehrlingsausbildung

· Maßnahmen zur Senkung der Drop-Out-Quoten in der Lehrlingsausbildung und bei der schulischen Bildung

· Verbesserung der Betreuungsqualität des AMS durch Stärkung der personellen und finanziellen Ressourcen sowie Schulung- und Weiterbildungsangebote für AMS-Beschäftigte

· Arbeitsmarktpolitische Schwerpunktinitiativen, die frauenspezifische Anforderungen (z.B. WiedereinsteigerInnen, Weiterqualifizierung) berücksichtigen

· Absicherung der geförderten Kurzarbeit als wesentliches Instrumentarium zur Bewältigung der Auswirkungen der Wirtschaftskrise

· Fairer und gleicher Zugang zum Arbeitsmarkt und zu Weiterbildung für alle Menschen, die sich legal in Österreich aufhalten: Besserer Arbeitsmarktzugang für AsylwerberInnen; Leichtere und schnellere Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse; Schwerpunktlegung auf die Weiterqualifizierung von MigrantInnen

Armutsbekämpfung

Analyse und Entwicklungen seit dem letzten Bundesforum
Rund 1.572.000 Millionen Menschen bzw. 18,8% der der österreichischen Gesamtbevölkerung gelten als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet (Wert für 2013 nach Berechnung EU-SILC). Das bedeutet für diese Betroffenen, mit weniger als 60% des Medianeinkommens auskommen zu müssen bzw. mit erheblicherer materieller Benachteiligung konfrontiert zu sein.  Überproportional betroffen sind Frauen und unter ihnen vor allem für Alleinerzieherinnen aufgrund schlechterer Verdienstmöglichkeiten infolge  ihrer Betreuungspflichten. Vergleichsweise hoch ausgeprägt ist die Armutsgefährdung bzw. Armutsbetroffenheit mit 24% auch bei alleinlebenden Pensionistinnen.

Der starke Anstieg der Arbeitslosigkeit verschärft das Risiko, von Armut betroffen zu sein und bedeutet für viele Menschen eine deutliche Verringerung des verfügbaren Einkommens. Für eine große Anzahl an Menschen bietet jedoch auch Arbeit nicht ausreichend Schutz vor Armut. Die Ausbreitung prekärer Beschäftigungsverhältnisse mit geringer Wochenarbeitszeit und schlechten entlohnten Tätigkeiten bewirkt in vielen Fällen Armut trotz Arbeit. 8 % der Erwerbstätigen gelten als armutsgefährdet.

Bei der Bekämpfung von Armut und Armutsgefährdung war die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung im Jahr 2010 ein entscheidender Schritt.  BezieherInnen dieser Leistung sind auch Zielgruppe aktiver Arbeitsmarktpolitik und krankenversichert. Das mit der Einführung verfolgte Ziel, im Rahmen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung die unterschiedlichen Sozialhilfesysteme der Länder zu harmonisieren, wurde jedoch noch erreicht. Die teilweise gravierenden Unterschiede beim Vollzug, beispielsweise hinsichtlich Angehörigen-Regress oder Anrechnungsbestimmungen,  wird auch durch den unterschiedlichen Deckungsgrad der Mindestsicherung augenscheinlich (z.B. erhalten in Wien 77% der anspruchsberechtigten Einkommensarmen Mindestsicherung, in Kärnten nur 20%). Eine Verbesserung und Weiterentwicklung, die einen bundesweit einheitlichen Vollzug der Bedarfsorientiereten Mindestsicherung gewährleistet ist daher für eine wirksame Armutsbekämpfung dringend nötig.

Forderungen für die gesetzliche bzw. gesellschaftliche Ebene 

· Anhebung der Richtsatzhöhe bei der bedarfsorientierten Mindestsicherung und 14 malige Auszahlung pro Jahr, um ein existenzsicherndes Leistungsniveau zu gewährleisten

· Anhebung des Vermögensfreibetrages bei der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, um vor der Gefahr von Armutsverfestigung entgegenzuwirken. Dieser beträgt derzeit nur 4.139,13 EUR (2015).   
· Stärkung der aktivierenden Maßnahmen im Rahmen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mit dem Ziel eine individuell passende und existenzsichernde Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu erreichen und nicht um den weiteren Anstieg prekärer Arbeitsverhältnisse zu fördern

· Sicherstellung eines österreichweit einheitlichen Vollzugs der bedarfsorientierten Mindestsicherung durch lückenlose Einhaltung der 15 a-Vereinbarung durch die Bundesländer

· Bessere Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der Pensionsversicherung

· Stärkere Förderung des sozialen Wohnbaus sowie eine Reform des Mietrechts mit klaren Mietobergrenzen sowie effiziente Bekämpfung von Immobilienspekulation
Kollektivvertragliche Ebene

· Kollektivvertragliche Mindestlöhne- und gehälter in der Höhe von 1.700,- Euro

· Stärkere Anhebung geringer Einkommen in den Kollektivverträgen über gestaffelte Erhöhungen sowie Mindest- bzw. Sockelbeträge  

Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfung
Mit dem 2011 in Kraft getretenen Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSDB-G) ist eine wichtige gesetzliche Grundlage im Kampf gegen Ausbeutung von ArbeitnehmerInnen in Österreich gelungen. Das Gesetz gegen Lohn- und Sozialdumping ist ein wichtiges Instrument, um unlauteren Wettbewerb zu unterbinden und faire Bedingungen für alle in Österreich aktiven Betriebe zu schaffen.

Das LSDB-G soll 3 Ziele erreichen: 

· Sicherung gleicher Arbeitsmarkt- und Lohnbedingungen für inländische und ausländische ArbeitnehmerInnen,
· Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit zwischen den Unternehmen und die Verhinderung eines Verdrängungswettbewerbes auf dem Arbeitsmarkt sowie

· Sicherung von Abgaben und Sozialbeiträgen.
Es hat sich gezeigt, dass das Gesetz in einigen Punkten nachjustiert werden musste. Unternehmen entgingen einer strengeren Bestrafung, indem sie Lohnunterlagen nicht bereithielten und das Feststellen der Unterzahlung behinderten.

Daher wurden bei Nichtbereithalten der Lohnunterlagen - im Zuge der Novelle 2014 - die Verwaltungsstrafen verdoppelt. 

2014 erfolgte eine Novellierung des LSDB-G. Dabei wurde u.a. erreicht, dass die betroffenen ArbeitnehmerInnen informiert werden müssen, wenn ein Strafbescheid gegen den Arbeitgeber ergeht, weil sie zu wenig Lohn erhalten haben. Dies eröffnet die Möglichkeit den ausstehenden Lohn von seinem Arbeitgeber zu verlangen bzw. ihn zivilrechtlich einzuklagen.

Außerdem wurde die gewerkschaftliche Forderung umgesetzt, Zulagen, Sonderzahlungen und sonstige kollektivvertragliche Ansprüche in die Absicherung durch das LSDB-G einzubeziehen.

Die GPA-djp begrüßt diese Änderungen des LSDB-G. Bei der Anwendung des Gesetzes bedarf es allerdings eines ausreichenden Personalstocks.

Die von Krankenversicherungsträgern oder der BUAK (Bauarbeiter- Urlaubs- und Abfertigungskasse) festgestellte Unterentlohnung wird zwingend bei der jeweils zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zur Anzeige gebracht.
Unterentlohnung wirksam bekämpfen

Die im Zuge der Novellierung des LSDB-G erfolgten Änderungen (insb. Information der betroffenen ArbeitnehmerInnen, wenn gegen den Arbeitgeber ein Strafbescheid wegen Unterentlohnung erlassen wurde; Ausweitung der Kontrollen auf gesetzliches bzw. kollektivvertragliches ENTGELT; Strafen bei Nichtbereithaltung von Lohnunterlagen) sind ein sozialpolitischer Erfolg und machen v.a. durch die Strafrahmen deutlich, dass Lohndumping kein Kavaliersdelikt ist.

Problematisch ist jedoch weiterhin, dass wenn die Betroffenen von der Unterentlohnung erfahren und ihr ausstehendes Entgelt verlangen, sehr kurze Verfallsfristen die (zumindest teilweise) Nachforderung ihrer Ansprüche vereiteln. Die GPA-djp fordert daher:

· Verfallsfristen für nicht bezahlte Ansprüche von Beschäftigten sollen erst ab Kenntnis von der Unterentlohnung durch den/die Betroffenen zu laufen beginnen.

Europäische Ebene
Auch auf EU-Ebene braucht es wirkungsvolle Maßnahmen gegen Lohn- und Sozialdumping. So muss v.a. der zunehmende Missbrauch bei der grenzüberschreitenden Entsendung von ArbeitnehmerInnen effektiv bekämpft werden. Entsprechende Sanktionen bei Verstößen von Unternehmen müssen verpflichtend festgelegt werden. Neben einer „Durchsetzungsrichtlinie“ ist auch die EU-Entsenderichtlinie selbst zu reformieren und zu verschärfen. Es darf - entsprechend der neueren Judikatur des EuGH - zu keinem Unterlaufen nationaler Arbeitsrechte und Kollektivverträge sowie zu keiner Einschränkung nationaler Kontrollbefugnisse kommen. Vielmehr braucht es einen Ausbau in Richtung einer EU-weiten Regelung zur grenzüberschreitenden Vollstreckung von Verwaltungsstrafen.
Abfertigung Neu - Für eine Reform der Reform
Die Reform der Abfertigung war ein sozialpolitischer Fortschritt. Sie bezieht auch Beschäftigte mit kurzen Dienstverhältnissen ein und sichert eine unverfallbaren Anspruch auch im Fall der Kündigung durch den/die ArbeitnehmerIn. Alle ArbeitnehmerInnen wurden in das System einbezogen und die Mobilität der ArbeitnehmerInnen wurde erhöht. Auch die Lösung der Auszahlung vom Arbeitgeber hat sich bewährt. Problematisch erweist sich der geringe Beitragssatz von nur 1,53%. 

Der konkrete Durchführungsweg über Vorsorgekassen muss kritisch analysiert werden. Die Kassen bieten für die meisten Betroffenen eine Beitragsrendite unter der Inflationsrate. Grund dafür sind nicht nur relativ geringe Veranlagungserträge, die zu rechtfertigen sind, weil derzeit bei geringem Risiko nur sehr geringe Renditen möglich sind, sondern auch die hohe Kostenbelastung. 

Da das System wächst, erhalten die Kassen aus Verwaltungskosten mittelfristig Einnahmen, die weit über die effektiv anfallenden Kosten hinausgehen. Hinzu kommt eine Ineffizienz des Systems, die sich daraus ergibt, dass einzelne ArbeitnehmerInnen bei mehreren Kassen Konten haben und nicht ein Konto je Anwartschaftsberechtigten. 

Bevor es eine – grundsätzlich anzustrebende - Erhöhung des gesetzlichen Beitrages geben soll, muss die Effizienz des Systems verbessert werden. Eine Reform muss die Kosten des Systems für die Anwartschaftsberechtigten senken. Dabei ist auch das System der privaten Vorsorgekassen grundsätzlich zu überdenken. 

Daher fordert die GPA-djp: 

Eine Senkung der gesetzlich zulässigen Kosten. Gesetzliche Reduktion der höchsten zulässigen Verwaltungskosten um den mangelnden Wettbewerb zu korrigieren: Maximal Kosten auf die Beiträge auf 2 % und der Vermögensverwaltungskosten auf 0,5 %. 

Pflicht für die Vorsorgekassen analog zu den Pensionskassen die Kosten in den eingesetzten Produkten bekanntzugeben. Veröffentlichung einer Gesamtkostenquote (Total Expense Ratio). 

Entwicklung konkreter Konzepte wie die Abfertigung über eine einheitliche nicht gewinnorientierte öffentliche oder sozialpartnerschaftlich selbstverwaltete Einrichtung organisiert werden könnte. Das System der Abfertigung neu gehört jedenfalls dringend reformiert.
Betriebliche Altersvorsorge 

Das österreichische Pensionskassensystem setzt als überwiegend beitragsdefiniertes System die Anwartschafts- und Leistungsberechtigten ohne Garantien den Kapitalmarktrisken aus. 

Durch die Reform der Betrieblichen Altersvorsorge 2013 wurden einige Verbesserungen erreicht. 

· Bessere kollektive Wechselmöglichkeiten zwischen Pensionskassen: Bei jedem Wechsel der Pensionskasse muss das Kapital vollständig übertragen werden.
· Mehr individuelle Durchlässigkeit zwischen Pensionskassen und Betrieblicher Kollektivversicherung
· Lebensphasenmodell für die Veranlagung
· Einführung der Sicherheits-VRG
· Auskunftsrecht in Bezug auf den Geschäftsplan
· Information über die vollen Kosten der Vermögensverwaltung
· Reduktion der gesetzlich höchst möglichen Unverfallbarkeitsfrist von 5 auf 3 Jahre
· Für Neueintretende gelten automatisch maximal die jeweils aktuellen höchst zulässigen Rechnungszinsen
· in Jahren negativer Erträge dürfen die Pensionskassen bei PensionistInnen nur die halben Vermögensverwaltungskosten in Abzug bringen
Die GPA-djp fordert zur weiteren Absicherung und Attraktivierung der Betrieblichen Altersvorsorge: 

Gesetzliche Ebene 

· Als alternativer Durchführungsweg der Betrieblichen Altersvorsorge sollte unter denselben arbeits- und steuerrechtlichen Bedingungen auch eine reformierte Höherversicherung im Rahmen der Sozialversicherung ermöglicht werden. 

· Ausschluss eines Mindestalters für den Anwartschaftserwerb im BPG bzw. im ersten Schritt Begrenzung auf maximal 21 Jahre.

· Verstärkte Veranlagung in Investitionen, die Wertschöpfung und Beschäftigung in Österreich generieren. 

Kollektivvertragliche Ebene 

· Um eine breite Abdeckung von ArbeitnehmerInnen mit betrieblichen Pensionsansprüchen erreichen zu können, bietet es sich an, Rahmenbedingungen in Kollektivverträgen zu regeln. Das betrifft die Einbeziehung ab einer kurzen Wartezeit und die Begrenzung von Unverfallbarkeitsfristen sowie Mindestbeitragshöhen. 

· Eine Ausweitung der betrieblichen Pensionsansprüche durch eine Entgeltumwandlung zu Lasten der laufenden Einkommen und der Sozialversicherungsbemessungsgrundlage sieht die GPA-djp nicht als sinnvollen Weg zum Ausbau der 2. Säule an, weil diese eine Ergänzung der ersten Säule sein soll und kein Substitut. Außerdem beruht das Grundprinzip der betrieblichen Pensionsansprüche darauf, dass sie (überwiegend) arbeitgeberfinanziert ist. 

Betriebliche Ebene  

· Betriebsvereinbarungen zur Regelung betrieblicher Pensionsansprüche sollten möglichst wenig Hürden für die Erfassung der Belegschaft aufweisen und hinsichtlich der Beitragshöhen keine großen Unterschiede zwischen niedrigen und hohen Einkommen vorsehen.
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